
LIBERIA

Keine Perspektivefür
"riceandrights"

Die westliche
Interventionspolitik
steht demKampf
derliberianischen
Kriegsunternehmer
ratlosgegenüber.

Der Fall Liberiazeigt:
Der Kapitalismusdes
21. Jahrhundertsist
unfähig, deni mWelt-
markt marginalisierten
Gesellschaften eine

Integrationsperspektive
zu bieten.

Der UN-Gesandte für Libe-
ria hatte eine ungewöhnliche
Botschaft für Charles Taylor.
"Gehen Sie, solange es mög-
lich ist", riet Jacques Paul
Klein dem Präsidenten Libe-
rias, gegendenein Haftbefehl
des von der Uno mit getrage-
nen Kriegsverbrechertribu-
nals in Sierra Leone vorliegt.
TaylorsolledieEinladungdes
nigerianischen Staatschefs
Olusegun Obasanjo anneh-
men, der ihn in einer eigens
hergerichteten Villa unter-
bringen will.
Der Rat an den Angeklag-

ten, schnell zuflüchten, deu-
tet darauf hin, dass die UN-
Bürokratie die Entschei-
dung, Taylor ausgerechnet
während einer Friedens-
konferenzin Ghana verhaften
zu wollen, mittlerweile als
Fehler betrachtet. Die Rebel-
lengruppen Lurd und Mo-
del interpretierten die An-
klageerhebung als Einladung
zu einer militärischen Offen-
sive, und die westafrikani-
schen Staatschefs fühlten
sichübergangen.
"Wenn man das nicht für

Charles Taylor tut, bekommt
man das, was wir jetzt ha-
ben", rechtfertigte Obasanjo
auf dem Höhepunkt der
Kämpfe um Monrovia sein
Asylangebot. Die nigeriani-
sche Regierung will auch da-
für sorgen, dass er sein Asyl
nicht dazu missbraucht, ei-
nen neuen Bürgerkrieg vorzu-
bereiten.
Während in Liberia nach

dem Eintreffen der Ecowas-
Truppen und dem Rücktritt
Taylors mit einem Abflauen

der Kämpfe gerechnet wird,
fürchtet man sich in anderen
westafrikanischen Staaten
vor der Destabilisierung
durch arbeitslos gewordene
Milizionäre. "Dunkle Elemente
mit fragwürdigem Hinter-
grund" machte die gambische
Tageszeitung The Indepen-
dent unter den eintreffenden
liberianischen Flüchtlingen
aus, das Land könne "es sich
nicht leisten, dass Rebellen
mit dem Ziel herumlaufen,
nach einer Abkühlungsperi-
ode dasihneneigeneschlech-
te Verhalten fortzusetzen".
Die internationalisierten krie-
gerischen Auseinanderset-
zungen stärken nationalisti-
sche Ressenti ments.
Auch in der Côte d'Ivoire

und Sierra Leone sehen die
Regierungen in den liberiani-
schenFlüchtlingeneinSicher-
heitsrisiko. Gänzlichparanoid
sind solche Befürchtungenal-
lerdings nicht, dennliberiani-
sche Milizionäre haben sich
an den Bürgerkriegen in den
beiden westafrikanischen
Staatenbeteiligt. Das Problem
sindjedochnicht marodieren-
de Kämpfer, sondern War-
lords, für die eine Niederlage
nur dann endgültig ist, wenn
sie sie nicht überleben,
Staatschefs wie der guinei-
sche Präsident Lansana Con-
te, die Warlord-Milizen unter-
stützen, und eine "internatio-
nale Gemeinschaft", die we-
der einekonsistenteInterven-
tionsstrategie nochpolitische
Konzeptefür eine Nachkriegs-
ordnunghat.
Bei der ersten westafrikani-

schen Intervention der Eco-

mog in den neunziger Jahren
gelang es, die wichtigsten
Küstenstädte zu sichern und
eine minimale Versorgung zu
gewährleisten. Auch die Eco-
mog-Soldaten plünderten,
doch anders als die Warlord-
Milizen töteten sie nicht we-
gen eines falschen Wortes
oder eines Paars Schuhe. Des-
halb sammelte sich ein gro-
ßer Teil der Bevölkerung in
diesen Gebieten. Auf demHö-
hepunkt der Kämpfe waren80
Prozent der liberianischen
Bevölkerung Flüchtlinge. Die
Warlords hatten sich selbst
das Wasser abgegraben, es
war kaumnochjemand übrig
geblieben, den man ausplün-
dernoder zwangsweiserekru-
tierenkonnte. Kaumaber hat-
te sich Ende der neunziger
Jahre die Lage nach Taylors
Wahl zumPräsidenten etwas
beruhigt, griffen von Guinea
unterstützte Milizen Liberia
an.

Staatszerfall und
Warlordisierung
Taylor, der seine Wahl al-

lein der Drohung verdankte,
i mFalle einer Niederlage den
Kampf wieder aufzunehmen,
konnte zu seiner Unterstüt-
zung nur die eigenen Anhän-
ger und die Milizionäre be-
freundeter Warlords aufbie-
ten. Wieinden meistenafrika-
nischen Staaten gibt es in Li-
beria kaum etwas, das die
Bürger an den Staat bindet.
Auf Sozialleistungen wartet
die Bevölkerung vergeblich,
für die Steuern gibt es keine
Gegenleistung, unddieunifor-

Flüchtlingein
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1997- damals
waren über
80Prozent
der Menschen
imLandaufder
Flucht. Heute
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gewordene
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Zuflucht bei
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mierte Staatsmacht presst
den Bürgern bei jeder Gele-
genheit zusätzliche Abgaben
ab.
Der an sich erfreuliche

Mangel an Loyalität wird zu
einer tödlichen Gefahrfür die
Gesellschaft, wenn der Staat
zu zerfallen beginnt. Denn
moderne Organisationen, die
die Bevölkerung auf der
Grundlage politischer Pro-
gramme oder sozialerInteres-
sen mobilisieren, sind meist
zuschwach, umder Warlordi-
sierung etwas entgegenzuset-
zen. Der Kampf umdie Macht
wird so zum perspektivlosen
Konflikt bewaffneter Ge-
schäftsleute.
Die Warlordisierungist eine

Folge fehlgeschlagener Mo-
dernisierung. Wo der Zerfall
der traditionellen Gesell-
schaftennicht durcheine mo-
derne Form der Integration
ersetzt wurde, können Kriegs-
unternehmer die Schwäche
des Staates ausnutzen. Nur
scheinbar stützensie sichauf
so genannte ethnische Grup-
pen. DieseentstandeninLibe-
ria erst, als die Elitefreigelas-
sener US-Sklaven, die das
Land beherrschte, eine über-
sichtliche Einteilung der Be-
völkerungsgruppen benötig-
te, um die "indirekte Herr-
schaft" und das Klientelsy-
stem zu organisieren. Krahn
etwa war eine Regierungsbe-
zeichnung für einen Teil der
We-Stammeskonföderation,
die erst i mLaufe der Zeit von
der so benannten Bevölke-
rungsgruppe übernommen
wurde. In dieser Zeit verfiel
mit der Stammesstruktur das

traditionelle Werte- und Bil-
dungssystem, das die Aus-
übung von Gewalt reglemen-
tiert hatte, ohne dass es
durch ein modernes Schulwe-
senersetzt worden wäre.

Gemeinsamer Amoklauf
Die zweite Phase der Ethni-

sierung begann 1980 mit dem
Militärputsch des Sergeanten
Samuel Doe, der alle wichti-
gen Positionen mit Krahn-Ge-
folgsleuten besetzte. Sie wirk-
te von oben nach unten, von
der Spitze des Regi mesin die
Armeeundvondortindie Ge-
sellschaft hinein. EinJahr vor
Does Putsch brachin Monro-
via nach der Erhöhung des
Reispreises ein Aufstand un-
ter der Parole "rice and
rights" aus. Ein Teil der Ar-
mee weigertesich, auf die De-
monstranten zu schießen, ei-
lendsaus Guineaeingeflogene
Elitetruppen mussten die Re-
gierung retten. Organisatio-
nen der sozialen Interessen-
vertretung konnten sich je-
dochnicht etablieren. Die we-
nigenEnklavenderkapitalisti-
schen Ökonomie standen un-
verbunden neben der Subsi-
stenzwirtschaft des Hinter-
landes. So fehlte der zivilen
Oppositioneineausreichende
gesellschaftliche Basis, um
das Regimezustürzen.
Im Bürgerkrieg der War-

lords vereinigten sich ein ka-
pitalistischer Besitzindividua-
lismus, der sich von den übli-
chen Regeln des Geschäftsle-
bens frei gemacht hatte, und
ein von dentraditionellen Be-
schränkungen durch Ritual
und Moral losgelöster Krie-
gerkult zu einer tödlichen Mi-
schung. Viele Kämpfer ver-
kleideten sich mit Masken
undeignetensich die Vorstel-
lung an, dadurch zu Besesse-
nen gewordenzusein, diefür
ihre Handlungenkeine Verant-
wortung tragen. Durch die
Verwendung moderner Mate-
rialien wie Badekappen oder
Shampooflaschenwurdendie-
se Masken zu bizarren, aber
auchsymbolischenKostümie-
rungen. Die Geister des Krie-
ges und des Kapitalismus lie-
fengemeinsamAmok.
Dieser Amoklauf ist bis

heutenicht beendet. Diezwei-
te ausländische Militärinter-
vention kann nach dem Vor-
bild der ersten die Sicherheit
und die Versorgung in den
großen Städten gewährleis-
ten. Allerdings besteht die Ge-
fahr, dass die Warlords in
Nachbarländer ausweichen
oder, wie nach dem Wahlsieg
Taylors, sichfür kurzeZeit zu-
rückziehen, umeine neue Of-
fensivevorzubereiten.
Es ist vorhersehbar, dass

diejetzt i mWestenzur Schau
getragene humanitäre Sorge
vergessen sein wird, wenn es
umdie Finanzierung des Wie-
deraufbaus geht. Vor allem
aber ist der Kapitalismus des
21. Jahrhunderts unfähig, den
i m Weltmarkt marginalisier-
ten Gesellschaften eine Inte-
grationsperspektive zu bie-
ten. Und die auf Flüchtlingsla-
ger und Verstecke i m Busch
zerstreute liberianische Be-
völkerunghat nochkeineneu-
enAnsätzegefunden, für"rice
andrights" zukämpfen.
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